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Anzehrung des Kindesvermögens von Vollwaisen zur Deckung des Unterhaltsbedarfs?
Sachverhalt

Je suis tutrice d’une jeune orpheline (15 ans) qui a maintenant été placée dans une famille d’accueil (selon l’office cantonal des mineurs, placement chez des parents nourriciers), le coût de ce placement est d’env. 1'550.—par mois, si on ajoute les primes de caisse maladie et autres dépenses (impôts, vacances etc.), j’ai besoin d’env. 1’700.— à 1'800.-- par mois pour pouvoir tourner financièrement. 

La jeune fille a deux rentes d’orpheline (père et mère) pour Fr. 1'039.— au total par mois. Depuis 1 an, elle n’a plus droit au PC (EL), car excédent de revenu de Fr. 389.- par année. Bien sûr, je vais faire une nouvelle demande de PC… mais je ne pense pas qu’ils vont octroyer Fr. 700.— par mois, puisque les tarifs de l’office cantonal des mineurs ne sont pas reconnus par la caisse de compensation (ce n’est pas comme des tarifs d’un home pour les personnes âgées).  

L’excédent de revenu calculé par les PC est dû à une fortune de la jeune fille de quelques Fr. 35’000.-, et cette fortune a été constituée en grande partie par l’héritage qu’elle a touché à la mort de  ses parents. 

En raison de cette fortune, il paraît aussi difficile de faire une demande d’aide sociale selon la LASoc, puisque là aussi, il faut en tenir compte. 

Les articles du CCS (320 et ss) concernant la protection des biens de l’enfant ne m’aident pas d’avantage pour résoudre ce problème.
Ma question est donc la suivante : dois-je vraiment puiser dans la fortune de ma pupille pour financer ses frais d’existence actuels, et arriver à ses 18 ans et n’ayant rien à lui remettre pour prendre un départ dans la vie (par exemple prendre un appartement, se meubler, faire une formation, etc.) en sachant qu’elle n’a plus de parents qui pourront alors la soutenir financièrement ???? Ou bien, en tant que tutrice, m’est-il possible de lui réserver une part, qui ne soit pas prise en compte dans les calculs de PC ou de l’aide sociale, ceci en toute légalité ??? Y a-t-il une possibilité de « réserver » les biens de la pupille mineure ? 

Erwägungen

1. Zu beantworten sind folgende Fragen:
a. Wie berechnen sich nach der EL-Gesetzgebung die anerkannten Ausgaben des vollwaisen Kindes, das wegen Fehlens beider Elternteile zwangsläufig entweder in einem Heim oder einer Pflegefamilie umsorgt und erzogen wird?

b. Welches sind nach der EL-Gesetzgebung die anrechenbaren Einnahmen bei einem Kind?
c. Kann die Sozialhilfe die Anzehrung und den Verbrauch des Kindesvermögens für den ordentlichen Lebensunterhalt des Kindes, welcher von der EL nicht gedeckt wird, verlangen, bevor sie Unterstützung leistet?

d. Welche Möglichkeiten stehen der Vormundin zu, um die Kindesinteressen zu wahren?


2. Das Kind hat im vorliegenden Fall Anspruch auf zwei Waisenrenten, weil Vater und Mutter gestorben sind (Art. 25 AHVG). Die in Absatz 3 des Art. 25 AHVG erwähnte Vollzugsregelung der Waisenrente für Pflegekinder ist in Art. 49 AHVV enthalten und regelt nur den Anspruch des Pflegekindes bei Verlust der Pflegeeltern und ist deshalb hier ohne Belang. 

Nach der Berechnung der AHV-Ausgleichskasse verfügt das Kind im gegebenen Fall 
· über eine Vollwaisenrente von Fr. 1020/Mt oder 
Fr. 
12240
 im Jahr

· einen Bruttovermögensertrag von 
Fr.
 345
 imJahr

· ein (ererbtes) Vermögen von
Fr. 34578

3. Die anerkannten Ausgaben richten sich nach Art. 3b ELG, umfassen die Kosten für den allgemeinen Lebensbedarf, den Mietzins und die Prämie für die obligatorische Krankenversicherung, was gemäss Rentenberechnung im vorliegenden Fall zu folgendem Ergebnis führt:

· Existenzminimum
Fr. 
9060
im Jahr
· Krankenkassen
Fr. 
852
im Jahr
· Mietzins
Fr.
3600
im Jahr.
Weil die EL-Gesetzgebung nur unterscheidet zwischen „dauernd sich in einem Heim oder Spital befindlichen Personen“ und „zu Hause wohnenden Personen“, gilt das Pflegekind, das sich in einer Pflegefamilie befindet, als „zu Hause wohnende“ Person. Damit sind die Kosten für Erziehung, Pflege, Aufsicht etc., von der ELG nicht erfasst und müssen über die Sozialhilfe oder Verwandtenunterstützung abgegolten werden. Ob es sich dabei um eine rechtspolitische Lücke handelt oder um ein qualifiziertes Schweigen, lässt sich der einschlägigen Lehre nicht entnehmen und bedürfte einer vertiefteren Erforschung der Gesetzesmaterialien, was im Rahmen der Kurzberatung nicht leistbar ist. Auszugehen ist daher von einem qualifizierten Schweigen, d.h. der Bedarf von vollwaisen Kindern, die sich bei Pflegeeltern befinden, erfährt keine von den erwähnten zwei Standardsituationen abweichende Berechnung.

4. Nach Art. 3c ELG sind dem Waisenkind im vorliegenden Fall folgende Einkünfte anzurechnen:

· Waisenrente

· Ertrag aus dem Vermögen

· Verzehr von 1/15 pro Jahr des Vermögens, welches einen Freibetrag von Fr. 15'000 übersteigt, d.h. von 19'578.

Der geforderte Vermögensverzehr entspricht einer Einkunft von Fr. 1305 pro Jahr (abnehmend).

Ein Vergleich zwischen anerkannten Ausgaben und anrechenbaren Einkünften führt in der Tat zu einem Einnahmenüberschuss von Fr. 378, womit der Anspruch auf EL entfällt. Die Differenz ist demnach durch die Sozialhilfe zu bezahlen.


5. Bei der Sozialhilfe stellt sich die Frage, wie weit das vorhandene Kindesvermögen angegriffen werden dürfe. Hier gelten folgende Regeln:
a. Die Voraussetzungen zur Anzehrung des Kindesvermögens sind im Bundeszivilrecht geregelt. Art. 319 ZGB erlaubt es den Eltern (und der Vormundin), die Erträge des Kindesvermögens, also insbesondere Sparzinsen auf Guthaben, für Unterhalt, Erziehung und Ausbildung des Kindes einzusetzen. Zudem dürfen gemäss Art. 320 Abs. 1 ZGB Abfindungen, Schadenersatz und ähnliche Leistungen in Teilbeträgen entsprechend den laufenden Bedürfnissen für den Unterhalt des Kindes verbraucht werden. Die Vormundschaftsbehörde kann zudem den Eltern oder, wenn die Verwaltung des Kindesvermögens der Vormundin obliegt, der Vormundin erlauben, auch das übrige Kindesvermögen in bestimmten Beträgen anzugreifen (Art. 320 Abs. 2 ZGB). Damit ist grosse Zurückhaltung zu üben, weil es nicht den gesetzgeberischen Intentionen entspricht, dass das Kind generell selbst für seinen Unterhalt aufzukommen habe, wenn die Eltern dazu ausserstande sind, sondern es soll besondern Verhältnissen damit Rechung getragen werden (z.B. ausserordentliche Kostendeckung für ausserordentlich aufwändiges Hobby).

b. Die kantonalen und kommunalen Sozialhilfebehörden sind an die bundesrechtlichen Bestimmungen des Kindesrechts gebunden, weil nach Art. 49 der Bundesverfassung (BV) im Verhältnis Bund zu Kanton das Bundesrecht vorgeht („Bundesrecht bricht kantonales Recht“). Hier liegt auch der Unterschied zu den Bestimmungen der Ergänzungsleistungsgesetzgebung, weil diese ebenfalls Bundesrecht darstellt, das als Spezialgesetz (lex specialis) dem ZGB als generellem Recht (lex generalis) vorgeht (Häfelin/Müller, Allgemeines Verwaltungsrecht, 4. Auflage, Rz 220 S. 44) und deshalb bezüglich der Anzehrung des Kindesvermögens Spezialnormen enthalten kann, welche dem Kindesrecht vorgehen.

Zwar garantiert das Bundesrecht den Kantonen deren Autonomie in öffentlich-rechtlichen Belangen wie der Sozialhilfegesetzgebung (Art. 6 ZGB: „Die Kantone werden in ihren öffentlich-rechtlichen Befugnissen durch das Bundeszivilrecht nicht beschränkt“). Diese „expansive Kraft des kantonalen öffentlichen Rechts“ gilt nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung aber nur insoweit, als 1. Bundeszivilrecht nur aus haltbaren Gründen des kantonalen öffentlichen Rechts beschränkt wird, 2. keine kantonalen Vorschriften aufgestellt werden, die dem Sinn und Geist des Bundeszivilrechts widersprechen und 3. das Bundeszivilrecht damit nicht vereitelt wird (BGE 71 I 438; 73 I 54; 76 I 313; 85 I 21;  124 I 107 E. 2.a; vergleiche zum Ganzen Hans Huber, Berner Kommentar, N 78-89 zu Art. 6 ZGB; Basler Kommentar ZGB I-Schmid N10-28 zu Art. 6). Würde kantonales Sozialhilferecht voraussetzungslos die Anzehrung des Kindesvermögens verlangen, bevor Sozialhilfe gewährt wird, verstiesse dies gegen klares Bundesrecht (Art. 320 Abs. 2 ZGB). Das anerkennen auch die SKOS-Richtlinien 04/05, welche unter Ziff. E. 2.I die Bestimmungen des Kindesrecht, Art. 319-321 ZGB, ausdrücklich vorbehalten und im Kanton Bern verbindlich sind (Art. 8 Sozialhilfeverordnung). 

6. Die Vormundin hat im vorliegenden Fall folgende Vorgehensmöglichkeiten:

a. Gesuch um Ausrichtung von Sozialhilfe für den Unterhaltsbedarf, welcher durch die Einnahmen nicht gedeckt ist

b. Bei Anrechnung eines Vermögensverzehrs durch den verfügenden Sozialdienst, welcher durch die Vormundschaftsbehörde nach Art. 320 Abs. 2 ZGB nicht genehmigt wurde, ist beim Regierungsstatthalter Beschwerde nach Art. 52 SHG BE zu führen. Falls die Vormundin selbst als Leiterin auch zuständig wäre für den Entscheid des Sozialdienstes, hat sie als Sozialbehörde in den Ausstand zu treten und die Interessen des bevormundeten Kindes zu wahren.
c. Falls die örtliche Vormundschaftsbehörde den Verzehr der Erbschaft fordert, sollte auch dieser Entscheid angefochten werden (Art. 420 Abs. 2 ZGB). Zwar wäre dadurch nicht das ganze Kindesvermögen gefährdet, weil die EL ja einen Freibetrag von Fr. 15'000 gewährt. Es ist aber zu berücksichtigen, dass das Kind keine Eltern mehr hat, damit bei späterer Ausbildung und dem Existenzaufbau nicht auf deren Unterstützung zählen kann und deshalb ein bescheidenes Vermögen als Starthilfe gerechtfertigt scheint.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 23. August 2005
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